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Vorlage 
Beratungsfolge 
 

Sitzung 
 

Beschluss 
 

 Tag Ö N ange-
nom-
men 

abge-
lehnt 

geän-
dert 

pas-
siert 

Verwaltungsausschuss 08.11.2011   X     
Rat 08.11.2011 X       
 
Beteiligte Fachbereiche 
/ Referate / Abteilungen 

Beteiligung  
des Referates 0140 

Anhörungsrecht des 
Stadtbezirksrats 

Vorlage erfolgt aufgrund 
Vorschlag/Anreg.d.StBzR 

     
                

   Ja X Nein   Ja X Nein   Ja X Nein 
                

 
 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Bestellung von Vertreterinnen und Vertretern der St adt in Organisationen und Einric h-
tungen 
 

1. Vertreterinnen und Vertreter sowie Stellvertrete rinnen und Stellvertreter 
    der Stadt im Verwaltungsausschuss des Staatsthe aters 
2. Vertreterinnen und Vertreter der Stadt im Vorsta nd der Jüdel-Stiftung 
 

 
 
„Die Beschlussvorschläge sind aus den Einzelvorschlägen aus den beiliegenden Anlagen 1 
und 2 zu ersehen.“ 
 
 
 



2 

Nach der Neuwahl des Rates ist festzulegen, wer künftig die Stadt in den in der Überschrift ge-
nannten Organisationen und Einrichtungen vertreten soll. 
 
Die Vertreterinnen und Vertreter der Stadt sind aufgrund der Vereinbarung zwischen dem Land 
Niedersachsen und der Stadt Braunschweig über den Betrieb des Staatstheaters Braunschweig 
sowie der Satzung der Jüdel-Stiftung vom Rat zu bestellen. 
 
Die Bestellung mehrerer Vertreterinnen und Vertreter in ein Organ einer Einrichtung erfolgt 
nach § 71 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG). Ein Verzeichnis der 
bisherigen Vertreterinnen und Vertreter der Stadt ist den Fraktionen vorab zugesandt worden. 
 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Lehmann 
Erster Stadtrat  
 
 
Anlagen 





           Anlage 1 
 


Bestellung 
 
von vier Vertreterinnen oder Vertretern der Stadt im Verwaltungsausschuss des Staatsthea-
ters sowie von vier Stellvertreterinnen oder Stellvertretern 
 
Rechtsgrundlage: 
 
§ 2 der Vereinbarung zwischen dem Land Niedersachsen und der Stadt Braunschweig über 
den Betrieb des Staatstheaters vom 19. März 1956. 
 
Hinweis: 
 
Die von der Stadt zu stellenden Mitglieder werden vom Rat der Stadt bestellt. Sie brauchen 
keine Ratsmitglieder zu sein. 
 
Vorschlagsberechtigt: 
 
Die Fraktion der CDU für zwei Vertreterinnen oder Vertreter und zwei Stellvertreterinnen 
bzw. Stellvertreter, 
die Fraktion der SPD für eine Vertreterin oder einen Vertreter und eine Stellvertreterin bzw. 
einen Stellvertreter, 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen für eine Vertreterin oder einen Vertreter und eine Stell-
vertreterin bzw. einen Stellvertreter. 
 
Bisherige Vertreter: 
 
Die Stadt Braunschweig wurde bislang im Verwaltungsausschuss des Staatstheaters von 
Herrn Ratsherr Sehrt (Stellvertreter Herr Ratsherr Edelmann), Frau Dezernentin Dr. Hesse 
(Stellvertreter Herr Ratsherr Manlik), Herrn Ratsherr Winter (Stellvertreterin Frau Ratsfrau 
Grigat) sowie Herrn Halupczok (Stellvertreterin Frau Ratsfrau Rohse-Paul) vertreten. 
 
Aus Sicht der Verwaltung ist es wünschenswert, Frau Dezernentin Dr. Hesse unter Anrech-
nung auf den Verteilerschlüssel der Politik als Vertreterin in den Verwaltungsausschuss des 
Staatstheaters zu bestellen. 
 
„Zu Vertreterinnen und Vertretern der Stadt im Verwaltungsausschuss des Staatstheaters 
werden bestellt: 
 
 
Vertreter/-in _______________________ Stellvertreter/-in ______________________ 
 
 
Vertreter/-in _______________________ Stellvertreter/-in ______________________ 
 
 
Vertreter/-in _______________________ Stellvertreter/-in ______________________ 
 
 
Vertreter/-in _______________________ Stellvertreter/-in ______________________ 
 
 
Die Bestellung erfolgt für die Dauer der Zugehörigkeit zum Rat der Stadt Braunschweig bzw. 
für die Dauer des aktiven Dienstverhältnisses zur Stadt Braunschweig, längstens jedoch bis 
zum Ende der 18. Ratsperiode.“ 








           Anlage 2 
 
 


Bestellung 
 
von zwei Vertreterinnen oder Vertretern der Stadt im Vorstand der Jüdel-Stiftung 
 
 
Rechtsgrundlage: 
 
§ 5 Abs. 2 und 3 der Satzung der Jüdel-Stiftung 
 
 
Stiftungszweck: 
 
Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke, 
insbesondere durch die Gewährung von Beihilfen an hilfsbedürftige Einwohner der Stadt 
Braunschweig im Falle wirtschaftlicher Not. 
 
 
Bisherige Vertreter: 
 
Herr Ehrenbürger Friedrich Theodor Kohl sowie Frau Ratsfrau Grigat haben bislang die Inte-
ressen der Stadt im Vorstand der Jüdel-Stiftung vertreten. Zudem gehören Herr Oberbür-
germeister Dr. Hoffmann, Herr Stadtrat Markurth sowie eine Bürgerin mosaischen Glaubens 
(Frau Wagner-Redding) dem Vorstand an. 
 
Das Ratsmitglied (bisher Frau Grigat) und die zum Rat wählbare Person (bisher Herr Ehren-
bürger Kohl) werden für die Dauer der Wahlperiode des Rates berufen. Frau Wagner-
Redding (Bürgerin mosaischen Glaubens) wurde auf unbestimmte Zeit berufen. Herr Ober-
bürgermeister Dr. Hoffmann sowie Herr Stadtrat Markurth gehören dem Stiftungsvorstand 
Kraft Amtes an. 
 
Es sind daher ein Ratsmitglied sowie eine zum Rat wählbare Person neu zu berufen: 
 
 
Vorschlagsberechtigt: 
 
CDU Fraktion für ein Mitglied 
SPD Fraktion für ein Mitglied 
 
 
„Zu Vertreterinnen bzw. Vertretern der Stadt im Vorstand der Jüdel-Stiftung werden bestellt: 
 
 
 
  ______________________________________________ 
 
 
  ______________________________________________ 
 
 
Die Bestellung erfolgt für die Dauer der Zugehörigkeit zum Rat der Stadt Braunschweig, 
längstens bis zum Ende der 18. Ratsperiode.“ 
 
 





